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Am 20. Oktober 2015 hat die Große Kammer des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte (EGMR) bestätigt, dass die Beeinträchtigung des Rechts eines
Pressefotografen auf freie Meinungsäußerung und Informationsbeschaffung
infolge der Nichtbefolgung einer polizeilichen Anordnung zum Verlassen des
Schauplatzes einer Demonstration, die in Ausschreitungen umgeschlagen war, im
Sinne von Artikel 10 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) als „in
einer demokratischen Gesellschaft notwendig“ erachtet werden könne. Die Große
Kammer kommt zur selben Schlussfolgerung wie die Vierte Sektion in ihrem
vorangegangenen Urteil, in dem sie festgestellt hatte, dass die Festnahme,
Polizeigewahrsam, strafrechtliche Verfolgung und Verurteilung des Journalisten
keine Verletzung von Artikel 10 der EMRK (siehe IRIS 2014-4/2 und IRIS 2014-7/2)
darstellten.

Der Beschwerdeführer, Markus Pentikäinen, arbeitet als Fotograf und Journalist für
die Wochenzeitschrift SuomenKuvalehti. Sein Arbeitgeber beauftragte ihn, eine
Großdemonstration gegen das Asien-Europa-Treffen in Helsinki zu fotografieren
und einen ausführlichen Bericht über die Demonstration für die Druckausgabe der
Zeitschrift anzufertigen und diesen unmittelbar nach Ende der Demonstration
auch im Internet zu veröffentlichen. Zu einem bestimmten Zeitpunkt entschied
die Polizei, die Demonstration, die gewaltsam geworden war, abzubrechen und
das Demonstrationsgelände abzusperren. Über Lautsprecher wurde verkündet,
dass die Demonstration beendet und die Demonstranten zum Verlassen des
Bereichs aufgefordert seien. Die Polizei ordnete weiterhin an,  Demonstranten-
Gruppen aufzulösen und kündigte an, diejenigen zu verhaften, die den Bereich
nicht verließen.

Hunderte Demonstranten verließen den Bereich daraufhin freiwillig über
verschiedene durch die Polizei gekennzeichnete Ausgangswege. Beim Verlassen
wurden die Demonstranten aufgefordert, ihre Ausweispapiere vorzuzeigen und
die mitgeführten Gegenstände wurden kontrolliert. Zu einem bestimmten
Zeitpunkt wurde Pentikäinen persönlich von einem Polizisten darauf hingewiesen,
dass dies die letzte Aufforderung zum Verlassen des Geländes sei. Pentikäinen
erklärte dem Polizeibeamten, dass er mit der Berichterstattung für
SuomenKuvalehti betraut sei und der Demonstration bis zum Schluss beiwohnen
werde. Nachdem die Lage innerhalb des abgesperrten Bereichs mit circa zwanzig

IRIS Merlin

© Europäische Audiovisuelle Informationsstelle (Europarat) 2026

Seite 1



verbliebenen Demonstranten bereits seit einer Stunde friedlich geblieben war,
nahm die Polizei die Demonstranten fest, die den Bereich noch nicht verlassen
hatten, darunter auch Pentikäinen. Er erklärte dem Beamten, der ihn festnahm,
dass er Journalist sei und zeigte ihm seinen Presseausweis, was der Polizeibeamte
später bestätigte. Die Polizeibeamten im Polizeikommissariat wussten ebenfalls,
dass Pentikäinen ein Pressevertreter war. Er verbrachte circa 18 Stunden in
Polizeigewahrsam und später erhob der Staatsanwalt Anklage gegen ihn. Die
finnischen Gerichte befanden den Journalisten des Ungehorsams gegenüber der
Polizei für schuldig, haben jedoch keine Strafe gegen ihn verhängt, da sie sein
Vergehen für entschuldbar erachteten. Neben der Zustimmung, dass die
Maßnahmen gesetzlich vorgeschrieben waren, betrachtet die Große Kammer sie
ebenfalls als notwendig in einer demokratischen Gesellschaft, da sie durch die
finnischen Behörden angemessen und hinreichend begründet waren. Der
Gerichtshof vertritt generell die Ansicht, dass „ein Journalist nicht allein deshalb
Anspruch auf exklusive Immunität in Bezug auf seine strafrechtliche
Schuldfähigkeit erheben könne, weil die betreffende Straftat im Unterschied zu
anderen Einzelpersonen, die ihr Recht auf freie Meinungsäußerung wahrnehmen,
während der Ausübung seiner oder ihrer journalistischen Arbeit begangen wurde“.
Nach Auffassung der Großen Kammer „betrifft der vorliegende Fall nicht das
Verbot einer Veröffentlichung (öffentliche Enthüllung bestimmter Informationen)
oder etwaige Sanktionen, die im Hinblick auf eine Veröffentlichung verhängt
wurden. Im vorliegenden Fall geht es um die Maßnahmen, die gegenüber einem
Journalisten ergriffen wurden, der sich polizeilichen Anordnungen widersetzt
hatte, als er fotografierte, um über eine Demonstration zu berichten, die in Gewalt
umgeschlagen war“ (§ 93). Die Große Kammer führte die Begründung der
finnischen Regierung an, wonach „die Tatsache, dass es sich bei dem
Beschwerdeführer um einen Journalisten handele, diesem im Vergleich zu den
anderen auf dem Demonstrationsgelände verbliebenen Personen nicht das Recht
auf eine bevorzugte oder unterschiedliche Behandlung verleihe“.

Das Urteil verweist auf die Pflicht eines Journalisten zum “verantwortungsvollen”
Handeln, wozu auch der Gehorsam gegenüber rechtmäßigen Anordnungen der
Polizei zählt: Vor dem Hintergrund dieses Interessenkonflikts müsse
hervorgehoben werden, dass der Gedanke des verantwortungsvollen Journalismus
erfordere, dass ein/e JournalistIn, genau wie sein/ihrArbeitgeber, eine Wahl
zwischen zwei Pflichten zu treffen habe. Wer diese Wahl zu Lasten der Pflicht
treffe, habe sich an die allgemeinen strafrechtlichen Bestimmungen zu halten.
Die/der JournalistIn müsse sich bewusst sein, dass er oder sie das Risiko eingehe,
sich rechtlichen (darunter auch strafrechtlichen) Sanktionen auszusetzen, wenn er
oder sie rechtmäßigen Anordnungen, unter anderem denen der Polizei, nicht
Folge leiste“. Die Große Kammer stimmt mit den finnischen Behörden überein,
dass die gegenüber Pentikäinen ergriffenen Maßnahmen im Hinblick auf den
Schutz der öffentlichen Sicherheit sowie zur Aufrechterhaltung der Ordnung und
zur Verbrechensprävention notwendig und angemessen waren. Dazu zähle nicht
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nur seine Festnahme, sondern auch der fast 18-stündige Polizeigewahrsam, die
strafrechtliche Verfolgung und schließlich die strafrechtliche Verurteilung wegen
Missachtung der polizeilichen Anordnung.

Die Große Kammer kommt mehrheitlich mit 13 zu vier Stimmen zu der
Schlussfolgerung, dass kein Verstoß gegen Artikel 10 der Konvention vorgelegen
habe. Der Gerichtshof erinnert daran, dass „aus der vorliegenden Akte eindeutig
hervorgehe, dass die Behörden die Medien nicht vorsätzlich von der
Berichterstattung über die Demonstration abgehalten oder daran gehindert
hätten, um das Vorgehen der Polizei im Hinblick auf die Demonstration im
Allgemeinen oder gegenüber einzelnen Demonstranten vor der Öffentlichkeit zu
verbergen (..). Der Beschwerdeführer sei in der Tat weder während noch nach der
Demonstration von der Ausübung seiner Arbeit als Journalist abgehalten worden”.
Der Gerichtshof hebt ebenfalls hervor, dass „diese Schlussfolgerung vor dem
Hintergrund der besonderen Umstände des vorliegenden Falles gesehen werden
müsse, unter Berücksichtigung der Notwendigkeit, jegliche Beeinträchtigung der
„Rolle der Medien als Wachhund“ zu vermeiden. Die Richter, die dagegen
gestimmt hatten, betrachten die Begründung und die Feststellung der Großen
Kammer als „verpasste Gelegenheit“. Die Rechte von Journalisten, öffentliche
Demonstrationen wirksam und ungehindert zu beobachten, sofern sie weder
direkt noch aktiv an den Auseinandersetzungen teilnehmen, seien missachtet
worden. Die vier Richter, die gegen die Mehrheit gestimmt hatten, betonen „die
herausragende Rolle der Presse bei der Informationsgewinnung und der
Veröffentlichung von Informationen über sämtliche Aspekte der
Regierungstätigkeit”. In einer Stellungnahme vom 12. November 2015, die auf
der Online-Plattform des Europarates zum Schutz des Journalismus und zur
Förderung der Sicherheit von Journalisten veröffentlicht wurde, fordern der
Europäische Journalistenverband (EFJ), der Internationale Journalistenverband
(IFJ), die Organisation Index on Censorship“ und die Menschenrechtsorganisation
Article 19 Finnland sowie andere Mitgliedstaaten des Europarates dazu auf, einen
eindeutigen Rechtsrahmen für den Umgang mit Journalisten bei Protesten zu
verabschieden, um ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Pressefreiheit und
öffentlicher Ordnung während Protestaktionen und Demonstrationen zu
gewährleisten.

Judgment by the European Court of Human Rights (Grand Chamber),
Pentikäinen v. Finland, Application no. 11882/10 of 20 October 2015

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-158279

Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (Große Kammer),
Pentikäinen gegen Finnland, Beschwerde Nr. 11882/10 vom 20. Oktober 2015
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EFJ, IFJ, Article 19, Index, “Finland: Unclear Legal Framework for
Guaranteeing Journalists’ Rights Covering Protests” 12 November 2015

http://www.coe.int/en/web/media-freedom/all-
alerts?p_p_id=sojdashboard_WAR_coesojportlet&amp;p_p_lifecycle=0&amp;p_p_sta
te=normal&amp;p_p_mode=view&amp;p_p_col_id=column-
4&amp;p_p_col_count=1&amp;_sojdashboard_WAR_coesojportlet_alertPK=1300196
9&amp;_sojda

EFJ, IFJ, Article 19, Index, „Finnland: Ungeklärter Rechtsrahmen in Bezug auf die
Gewährleistung der Rechte von Journalisten bei der Berichterstattung anlässlich
von Protesten“, 12. November 2015
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